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III. Soziale Vergabekriterien als Ausfluß des Subsidiaritätsprinzips 

Auch das Subsidiaritätsprinzip in Gestalt des föderalen Auslegungsgebots streitet für die 
gemeinschaftliche Zulässigkeit sozialer Vergabekriterien1377. Das Subsidiaritätsprinzip for-
dert, daß innerhalb aller möglichen Auslegungsvarianten derjenigen Interpretation einer Ge-
meinschaftsnorm der Vorzug zu geben ist, welche die Entscheidungsgewalt in die Hände na-
tionaler, regionaler oder lokaler staatlicher Einheiten legt. Denn wie für Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse gilt auch für die öffentliche Auftragsvergabe, daß die staatlichen Ein-
richtungen vor Ort den spezifischen Bedürfnissen der Bevölkerung in ihrem Verantwortungs-
bereich am besten Rechnung tragen können. Dementsprechend ist die öffentliche Auftrags-
vergabe in der Gemeinschaft in höchstem Maße dezentralisiert1378.  

Zwar gibt es zentrale Regierungsstellen, die in bestimmten Bereichen für die öffentliche 
Beschaffung in einem Mitgliedstaat zuständig sind. Teilweise schließen sich öffentliche Auf-
traggeber auch zu einer Auftraggebergemeinschaft zusammen wie beispielsweise in Frank-
reich in der sogenannten union des groupement d’achats publics1379. Diese Fälle sind jedoch 
die Ausnahme. Laut jüngsten Statistiken für die Bundesrepublik Deutschland entfallen zwei 
Drittel aller öffentlichen Investitionen auf die kleinsten staatlichen Einheiten, i.e. die Kom-
munen1380. Auch wenn man hierbei die stark ausgeprägte föderale Struktur Deutschlands 
berücksichtigt, ist anzunehmen, daß es auch bei nicht derart föderalistisch ausgerichteten Mit-
gliedstaaten in der überwältigenden Zahl der Fälle die Gemeinden und übrigen kleineren 
staatlichen Einheiten sind, welche öffentliche Aufträge vergeben. 

Die Einführung sozialer Vergabekriterien verwirklicht die vom Subsidiaritätsprinzip ver-
körperten Ziele der Differenzierung, Diversifizierung, Dezentralisierung. Die Anreicherung 
des Reservoirs an zulässigen Vergabekriterien erweitert den Handlungshorizont der vor Ort 
zuständigen öffentlichen Auftraggeber. Zu der Dezentralisierung in der Ausführung tritt die 
dezentralisierte Durchsetzung durch die nationalen Gerichte, die der EuGH zu mehr Verant-
wortung bei der vergaberechtlichen Kontrolle ermuntert hat1381. Ebenso wie im Beihilfen-
recht gesteht der EuGH nun auch für die öffentliche Auftragsvergabe den Mitgliedstaatten 
mehr Flexibilität und Ermessen zu1382. Die Auslegung, welche soziale Vergabekriterien für 
zulässig erklärt, vereint das Ziel einer weiter fortschreitenden Integration mit dem Bestreben 
nach einem ausgewogenen Gleichgewicht zwischen Kompetenzen der Gemeinschaft und mit-
gliedstaatlicher Verantwortung.  

IV. Vorbildwirkung des primärrechtlichen Auslegungswandels  

Für die Vorbildwirkung des Transparenzansatzes im Hinblick auf die gemeinschaftsrecht-
liche Zulässigkeit sozialer Vergabekriterien spricht auch der Gesichtspunkt der Hierarchie der 
                                                           
1377 Krüger/Nielsen/Bruun, European Public Contracts in a Labour Law Perspective, Rdnr. 6.2.2.; Meyer, Die 

Einbeziehung politischer Zielsetzungen bei der öffentlichen Beschaffung, 555; Rust, EuZW 2000, 205 
(207). 

1378 Bovis, EC Public Procurement Law, 12 ff. (Vereinigten Königreich, Frankreich, Niederlande, Irland, 
Dänemark, Deutschland, Italien, Spanien, Luxemburg, Portugal, Griechenland, Belgien). 

1379 Art. 7 Abs. 1, Art. 8 Abs. 1 S. 1 Nouveau Code des marchés publics, Chapitre III (Coordination et grou-
pement de commandes). 

1380 forum vergabe, Monatsinfo 1/2004, 1. 
1381 Bovis, CMLR 2002, 1025 (1056). 
1382 Bovis, CMLR 2002, 1025 (1056). 
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